
 

 
  

- 2 - 

BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
Az: B 2 U 343/12 B 
 
L 14/9 U 117/10 (LSG Niedersachsen-Bremen) 
S 17 U 232/07 (SG Osnabrück) 
 
 
 
………………………………., 
 
 
 Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigte: ………………………………….., 
  
 
 

g e g e n 
 
 
Berufsgenossenschaft der Bauwirtschaft, 
Hildegardstraße 29/30, 10715 Berlin, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 
 

Der 2. Senat des Bundessozialgerichts hat am 22. Januar 2013 durch den 

Richter   Prof. Dr.  S p e l l b r i n k    als Vorsitzenden sowie die Richter   M u t s c h l e r  

und   H e i n z  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des Lan-

dessozialgerichts Niedersachsen-Bremen vom 31. August 2012 wird als unzulässig ver-

worfen. 

 

Kosten sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Die Beschwerde ist unzulässig. Der Kläger hat den geltend gemachten Zulassungsgrund der 

Divergenz, auf der die angefochtene Entscheidung beruht (§ 160 Abs 2 Nr 2 SGG), nicht in der 

gebotenen Weise dargetan (§ 160a Abs 2 Satz 3 SGG). Er hat zwar einen Rechtssatz des LSG 

herausgearbeitet. Er hat aber nicht aufgezeigt, welcher Rechtssatz aus der Rechtsprechung 

des BSG diesem Rechtssatz widersprechen würde. Er hat zudem auch nicht deutlich gemacht, 

weshalb die Entscheidung des LSG auf dieser behaupteten Abweichung beruht. Zur Darlegung 

dieser Voraussetzung genügt gerade nicht die bloße Behauptung, dass die Entscheidung von 

der Entscheidung des BSG abweiche. Vielmehr ist darzulegen, inwieweit die angefochtene Ent-

scheidung tatsächlich anders hätte ausfallen können, wenn die Entscheidung, von der sie ab-

weichen soll, zu Grunde gelegt worden wäre. Auch hieran fehlt es. Die Beschwerde ist daher 

ohne Hinzuziehung ehrenamtlicher Richter durch Beschluss zu verwerfen (§ 160a Abs 4 Satz 1 

iVm § 169 SGG). Der Senat sieht von einer weiteren Begründung ab, da diese nicht geeignet 

ist, zur Klärung der Voraussetzungen der Revisionszulassung beizutragen (§ 160a Abs 4 

Satz 2 SGG; vgl BVerfG vom 8.12.2010 - 1 BvR 1382/10 - NJW 2011, 1497). 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf der entsprechenden Anwendung der §§ 183, 193 SGG. 
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